
Das deutsch-amerikanische Bündnis 
für das 21. Jahrhundert

Gemeinsame Erklärung des US-Präsidenten und des Bundeskanzlers 
vom 27. Februar 2004

(Wortlaut)

Nachdem Bundeskanzler Gerhard Schröder sich im August 2002 öffentlich gegen die sich ab-
zeichnende US-Invasion des Irak ausgesprochen hatte, war das Verhältnis zwischen den Re-
gierungen in Berlin und Washington lange gespannt. Am 27. Februar d. J. wurde Schröder
erstmals seit Beginn dieser Kontroverse wieder von George W. Bush im Weißen Haus emp-
fangen. Die Berichterstattung über den Besuch ließ allerdings in weiten Teilen unberücksich-
tigt, dass es bereits am 24. September letzten Jahres eine offizielle Begegnung von Kanzler
und Präsident in New York gegeben hatte, bei der beide Seiten die Differenzen öffentlich für
beendet erklärten. Die Neuauflage des Versöhnungstreffens in Washington unterschied sich,
abgesehen von der Symbolkraft eines Empfangs im Weißen Haus, vor allem durch die Verab-
schiedung einer gemeinsamen Erklärung beider Regierungen, die wir im Folgenden unter
ihrem wuchtig formulierten Originaltitel dokumentieren. – D. Red.

Heute würdigen wir die tiefgehende Freundschaft zwischen dem deutschen und dem ameri-
kanischen Volk. Die Opfer zweier Generationen und die visionäre Führungsstärke unserer
Vorfahren schufen die Voraussetzungen für ein geeintes, freies und friedliches Europa zu Be-
ginn des 21. Jahrhunderts. 

Wir erneuern unsere Entschlossenheit, untereinander und mit unseren Freunden und
Bündnispartnern in Europa und darüber hinaus zusammenzuarbeiten, um eine sicherere,
wohlhabendere und gerechtere Welt zu schaffen. Wir bekennen uns zur Stärkung der trans-
atlantischen Beziehungen und handeln mit dem gemeinsamen Ziel, die vor uns liegenden
Herausforderungen zu bewältigen.

Grundlage der deutsch-amerikanischen Beziehungen ist nach wie vor unser gemeinsa-
mes Bekenntnis zu den Werten der Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit und zu wirt-
schaftlichen Chancen und wirtschaftlichem Wohlstand durch freie und offene Märkte. Diese
sind von grundlegender Bedeutung für unsere eigenen Gesellschaften und für unsere ge-
meinsamen Anstrengungen zur Bewältigung der großen Herausforderungen eines neuen
Zeitalters: des Geflechts der Bedrohungen, die von Terrorismus, Massenvernichtungswaffen,
Tyrannei, Armut, mangelnden Chancen und gewaltsamem Extremismus ausgehen.

In diesem Geiste verpflichten wir unsere Völker auf ein ehrgeiziges Ziel, das in unseren
gemeinsamen Werten und unserer gemeinsamen Erfahrung verwurzelt ist: die Förderung
von Frieden, Demokratie, Menschenwürde, Rechtsstaatlichkeit, wirtschaftlichen Chancen
und Sicherheit im Nahen und Mittleren Osten. Furcht und Ressentiments müssen durch Frei-
heit und Hoffnung ersetzt werden.

Wir müssen eine echte Partnerschaft aufbauen, die Europa und Amerika mit dem Nahen
und Mittleren Osten im weiteren Sinn verbindet, um mit den Staaten und Völkern dieser Re-
gion gemeinsam daran zu arbeiten, diese gerechten Ziele zu erreichen und friedlich neben-
einander zu leben. Gemeinsam mit unseren Freunden und Verbündeten in Europa und im
Nahen und Mittleren Osten werden wir unsere Anstrengungen eng miteinander abstimmen,
um auf Reformforderungen in der Region zu reagieren und konkrete Vorschläge auszuarbei-
ten, die den Gipfeltreffen der G8, EU-USA sowie der NATO im Juni 2004 unterbreitet werden
sollen.
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Gleichzeitig bekräftigen wir unser Bekenntnis zur Vision zweier Staaten Israel und Pa-
lästina, die in Frieden und Sicherheit Seite an Seite leben, sowie zur „Roadmap“ als dem be-
sten Mittel, diesem Ziel näher zu kommen.

Wir verpflichten uns, die internationalen Anstrengungen zu verstärken, um den Men-
schen in Afghanistan bei der Wiederherstellung von Frieden und Sicherheit in ihrer Nation
zu helfen, darunter auch durch den weiteren Ausbau der ISAF unter der NATO-Führung.
Wir werden auch zusammenarbeiten, damit die bevorstehende internationale Afghanistan-
konferenz, die von Deutschland ausgerichtet wird, erfolgreich verläuft. Wir begrüßen die Ei-
nigung auf eine neue Verfassung für Afghanistan und legen besonderen Wert darauf, dass
die Voraussetzungen für freie, faire und friedliche Wahlen in Afghanistan noch in diesem
Jahr geschaffen werden.

Wir sind uns einig in der Unterstützung eines freien Irak: einer sicheren, geeinten, demokra-
tischen und in vollem Umfang souveränen Nation, die in Frieden mit sich selbst und ihren
Nachbarn lebt und einen Beitrag zu Frieden und Stabilität in der Welt leistet. Wir begrüßen
und unterstützen die unverzichtbare und wachsende Rolle der Vereinten Nationen in Irak und
hoffen auf die Übergabe der Souveränität an eine neue irakische Regierung am 1. Juli 2004.

Wir sind entschlossen, unsere wirtschaftlichen Beziehungen durch die Verbesserung der
Chancen für Handel und Investitionen zwischen der Europäischen Union und den Vereinig-
ten Staaten und durch die Förderung der Handelsliberalisierung und der wirtschaftlichen
Entwicklung zugunsten aller Staaten mit Hilfe der Verhandlungen über die Doha-Agenda
zu stärken. Wir werden im Rahmen der G8 zusammenarbeiten, um den ärmsten Ländern zu
helfen, von der globalen Wirtschaft zu profitieren. Wir bekräftigen unsere Entschlossenheit
zum gemeinsamen Kampf gegen die Armut in der Welt, und wir verpflichten uns, die Geißel
HIV-AIDS zu bekämpfen und bei der Verbesserung der globalen Umweltbedingungen zu-
sammenzuarbeiten.

Wir bekräftigen unser Bekenntnis zur NATO als Anker unserer gemeinsamen Verteidi-
gung und als ein wesentliches Forum für transatlantische Konsultationen. Wir betonen unse-
re Unterstützung für den laufenden Prozess der europäischen Integration und heben hervor,
wie wichtig es ist, dass Europa und Amerika als Partner in einer Wertegemeinschaft zu-
sammenarbeiten. Wir begrüßen die historische Erweiterung sowohl der NATO als auch der
Europäischen Union in diesem Frühjahr, die uns unserem Ziel näher bringt, Jahrzehnte der
Teilung in Europa endgültig zu überwinden.

Mit einer Agenda für gemeinsames Handeln wird sich das deutsch-amerikanische Bünd-
nis als ebenso wichtig für die Förderung von Frieden, Sicherheit und Wohlstand im 21. Jahr-
hundert erweisen, wie es dies in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts war.

„Die Verfassungsbeschwerden sind teilweise begründet“
Urteil des Bundesverfassungsgerichts über die Rechtmäßigkeit 

des Großen Lauschangriffs vom 3. März 2004
(Auszüge)

Nach heftiger politischer Auseinandersetzung beschloss der Bundestag 1998 die Änderung
von Artikel 13 des Grundgesetzes, der bis dahin die Unverletzlichkeit der Wohnung gewähr-
leistet hatte. Seitdem ist in Paragraph 100c der Strafprozessordnung geregelt, dass „das in
der Wohnung nichtöffentlich gesprochene Wort des Beschuldigten mit technischen Mitteln
abgehört und aufgezeichnet werden“ darf, wenn „bestimmte Tatsachen“ den Verdacht einer
Straftat begründen.

Das Bundesverfassungsgericht gab jetzt in seiner Entscheidung der Beschwerde der FDP-
Politiker Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (die damalige Bundesjustizministerin trat aus
Protest gegen die Zustimmung ihrer Partei von ihrem Amt zurück), Gerhart Baum und Burk-
hard Hirsch gegen den „Großen Lauschangriff“ in Teilen Recht (1 BvR 2378/98, 1 BvR




